
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
SINCE 1988  .  INTERNATIONAL LAW & BUSINESS INFORMATION  .  WWW.CASTON.INFO     
 
 

SINCE 1988  BY . HERFURTH & PARTNER .  RECHTSANWÄLTE . HANNOVER .  BRUSSELS . GÖTTINGEN . MUNICH 

 

COMPACT 
 
 
 
 
 

Besteuerung beim Unternehmenskauf 
 
Heinz Kottik, Steuerberater in Göttingen  
 
 

No. 239 - Januar 2007 

Die unterschiedlichen Modelle des Unternehmenskaufs 
orientieren sich sehr häufig an den vorzufindenden rechtli-
chen und vor allem steuerlichen Gegebenheiten. Während 
es dem Veräußerer auf die Erzielung eines möglichst ho-
hen Kaufpreises ohne Steuerbelastung ankommt, ist dem 
Erwerber regelmäßig daran gelegen, den gezahlten Kauf-
preis als Abschreibungssubstrat nutzbar zu machen, um 
möglichst schnell Steuerminderungspotential hieraus 
schöpfen zu können. Diese gegenläufigen Interessen von 
Veräußerer und Erwerber prägen die Technik des Unter-
nehmenskaufs und seine steuerliche Optimierung. Wichtig 
ist, die steuerliche Ausgangssituation von Erwerber und 
Veräußerer zu erfassen und im Rahmen der Vertragsver-
handlungen befriedigend zu verknüpfen. 
 
Veräußererseite 
 
Der durch die Veräußerung eines Unternehmens erzielte 
Gewinn kann entweder steuerfrei sein, eine (tarif-) begüns-
tigte Besteuerung auslösen oder auch voll steuerpflichtig 
sein. 
 
Steuerfreiheit 
 
Wenn der Veräußerer eine natürliche Person bzw. Perso-
nengesellschaft ist, kann er steuerfrei veräußern:  
(1) Anteile an einer Kapitalgesellschaft, wenn er an die-

ser nicht wesentlich beteiligt ist, die Veräußerung mehr als 
1 Jahr nach dem Erwerb der Beteiligung erfolgt und es sich 
nicht um einbringungsgeborene Anteile iSd Umwandlungs-
steuergesetzes handelt. Im letzteren Fall kommt allerdings 
eine tarifbegünstigte Besteuerung in Betracht. Eine we-
sentliche Beteiligung liegt vor, wenn der Veräußerer inner-

halb der letzten 5 Jahre vor der Veräußerung zu mindes-
tens 1% unmittelbar oder mittelbar am Kapital der Kapital-
gesellschaft beteiligt war.  
(2) Immobilien und andere Wirtschaftsgüter aus dem 

Privatvermögen nach Ablauf der Haltefrist, die bei Immobi-
lien 10 Jahre und bei anderen Wirtschaftsgütern 1 Jahr 
beträgt.  
(3) „Steuerfreiheit“ eines Veräußerungsgewinns kann 

auch durch Reinvestitionen unter den Voraussetzungen 
des § 6 b EStG erreicht werden. Falls dem Steuerpflichti-
gen die Übertragung der stillen Reserven auf ein iSd Vor-
schrift begünstigtes Reinvestitionsobjekt im Jahr der Ver-
äußerung der Wirtschaftsgüter nicht möglich ist, kann er 
den Veräußerungsgewinn in eine steuermindernde Rück-
lage einstellen. Bei Bildung einer Reinvestitionsrücklage ist 
der Reinvestitionszeitraum allerdings auf 4 bzw. 6 Jahre 
begrenzt. 
(4) Ist der Veräußerer eine Kapitalgesellschaft, so kann er 
unter den Voraussetzungen des § 8 b KStG grundsätzlich 
in- und ausländische Kapitalgesellschaftsanteile steuerfrei 
veräußern. Ausnahmen hiervon bestehen vor allem für 
innerhalb von 7 Jahren vor ihrer Veräußerung erworbene 
einbringungsgeborene Anteile. Zu beachten ist außerdem, 
dass ab dem Veranlagungszeitraum 2004 sowohl für Ge-
winne aus der Veräußerung in- als auch ausländischer 
Kapitalgesellschaften ein Abzugsverbot für fingierte Be-
triebsausgaben iHv 5% des jeweiligen Veräußerungsge-
winns besteht.  
 

Steuerbegünstigungen durch Halbeinkünfteverfahren 
 
Werden ein ganzer Gewerbebetrieb, ein Teilbetrieb oder 
der gesamte Mitunternehmeranteil veräußert, unterfällt der 
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hieraus entstehende Gewinn dem sog. Halbeinkünftever-
fahren, soweit der Veräußerungsgewinn auf Anteile an 
Kapitalgesellschaften entfällt, die mit diesen Betrieben 
oder Mitunternehmeranteilen veräußert werden. Eine Be-
triebsveräußerung in diesem Sinne liegt nur vor, wenn das 
wirtschaftliche Eigentum an allen wesentlichen Betriebs-
grundlagen in einem einheitlichen Vorgang auf einen Er-
werber übertragen wird und die bisher in diesem Betrieb 
entfaltete Betätigung des Veräußerers endet. Unter einem 
Teilbetrieb ist ein mit einer gewissen Selbständigkeit aus-
gestatteter, organisch geschlossener Teil des Gesamtbe-
triebes zu verstehen, der für sich allein lebensfähig ist.  
 
Dem Halbeinkünfteverfahren unterliegen auch Gewinne 
aus der Veräußerung eines 100%-Anteils an einer Kapi-
talgesellschaft oder eines wesentlichen Anteils an einer 
Kapitalgesellschaft, wenn es sich im letzteren Fall nicht 
um sperrfristbehaftete einbringungsgeborene Anteile iSd 
Umwandlungssteuergesetzes handelt. Eine wesentliche 
Beteiligung liegt vor, wenn der Veräußerer innerhalb der 
letzten 5 Jahre vor der Veräußerung zu mindestens 1% 
unmittelbar oder mittelbar am Kapital der Kapitalgesell-
schaft beteiligt war. In diesem Fall kann der Steuerpflichti-
ge die Inanspruchnahme eines Freibetrages i.H.v. 
9.060,00 EUR beantragen. Dieser Freibetrag ermäßigt 
sich um den Betrag, um den der Veräußerungsgewinn 
36.100,00 EUR übersteigt. Das bedeutet, dass bei einem 
Veräußerungsgewinn von mindestens 45.160,00 EUR 
kein Freibetrag gewährt wird.  
 
 

Steuerbegünstigungen durch Tarifbegünstigungen 
  
Als außerordentliche Einkünfte behandelte Veräußerungs-
gewinne können tarifbegünstigt besteuert werden:  
 
(1) Als Tarifbegünstigung kommt die progressionsmildern-
de sogenannte 1/5-Regelung in Betracht. Diese Tarifbe-
günstigung kann in jedem Veranlagungszeitraum erneut in 
Anspruch genommen werden, in dem der Steuerpflichtige 
außerordentliche Einkünfte erzielt. Die Progressionsmilde-
rung nach dieser Regelung wirkt sich jedoch nur dann aus, 
wenn die ordentlichen Einkünfte des Veräußerers nicht 
ohnehin schon nach dem Spitzensteuersatz besteuert 
werden.  
 
(2) Als Tarifbegünstigung möglich ist außerdem eine Re-
duzierung des persönlichen Einkommensteuersatzes um 
44%. Diese Steuersatzermäßigung kann jedoch nur einmal 
im Leben und nur bis zu einer Höhe von 5 Mio. EUR in 
Anspruch genommen werden.  

 
Von den Tarifbegünstigungen sind jedoch Veräußerungs-
gewinne ausgenommen, die ganz oder teilweise dem Hal-
beinkünfteverfahren unterlegen haben, um hier eine Dop-
pelermäßigung sowohl durch das Halbeinkünfteverfahren 
als auch durch die Steuersatzermäßigung zu vermeiden.  
 
Als außerordentliche Einkünfte, in denen die Tarifbegünsti-
gungen gewährt werden, kommen folgende Fallkonstellati-
onen in Betracht: 

 
 Veräußerung eines ganzen Gewerbetriebes oder ei-

nes Teilbetriebes (zur Definition des Betriebes bzw. 
Teilbetriebes s.   

 Veräußerung des gesamten Anteils an einer gewerb-
lich tätigen Personengesellschaft (Mitunternehmeran-
teil).  

 Eintritt weiterer Gesellschafter gegen Entgelt und die 
entgeltliche Veränderung der Beteiligungsverhältnisse 
sowie diejenigen Einbringungsvorgänge in eine Per-
sonengesellschaft, bei denen das eingebrachte Be-
triebsvermögen zum Teilwert angesetzt wird.  

 
Daneben kann der Veräußerer, sofern er bestimmte per-
sönliche Voraussetzungen erfüllt, die Inanspruchnahme 
eines Freibetrages i.H.v. 45.000,00 EUR beantragen. Die-
ser Freibetrag ermäßigt sich um den Betrag, um den der 
Veräußerungsgewinn 136.000,00 EUR übersteigt. Das 
bedeutet, dass bei einem Veräußerungsgewinn von 
181.000,00 EUR kein Freibetrag gewährt wird. Der Freibe-
trag wird dem Steuerpflichtigen nur einmal in seinem Le-
ben gewährt.  

 
 
Volle Steuerpflicht 
 
In den folgenden Fällen fällt Einkommensteuer in voller 
Höhe an: 
(1) Der Gewinn aus Teilveräußerungen eines Mitunter-
nehmeranteils oder eines Anteils eines persönlich haften-
den Gesellschafters ist laufender Gewinn und daher nicht 
von den Vergünstigungen für Veräußerungsgewinne er-
fasst. 
(2) Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften – d.h. 
der Veräußerung von Immobilien und anderer Wirtschafts-
güter aus dem Privatvermögen innerhalb der 10- bzw. 1-
jährigen Haltefrist – unterliegen der ungeminderten Ein-
kommensbesteuerung, soweit nicht das Halbeinkünftever-
fahren anwendbar ist. 
(3) Die Veräußerung einzelner Wirtschaftsgüter aus dem 
Betriebsvermögen, die weder als Teilbetrieb noch als Be-



 
CASTON COMPACT 01-2007 No. 239 
 
     

SINCE 1988  BY . HERFURTH & PARTNER .  RECHTSANWÄLTE . HANNOVER .  BRUSSELS . GÖTTINGEN . MUNICH 

teiligung an Kapitalgesellschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen anzusehen sind, stellen keine 
begünstigte Veräußerung dar.  
(4) Ist der Veräußerer des Betriebes, Teilbetriebes oder 
Mitunternehmeranteils eine Kapitalgesellschaft, so fällt 
grundsätzlich die ungeminderte Körperschaftsteuer auf 
einen Veräußerungsgewinn an. Gewinne aus der Veräuße-
rung von Anteilen sowohl an inländischen als auch an 
ausländischen Kapitalgesellschaften sind unter den Vor-
aussetzungen des § 8 b KStG steuerbefreit. 
 
Ist der Veräußerungsgewinn Einkommen- oder Körper-
schaftsteuerpflichtig, unterfällt er auch der Gewerbesteuer. 
Der Veräußerungsgewinn ist nach derzeitiger Rechtslage 
selbst dann gewerbesteuerpflichtig, wenn die Kapitalge-
sellschaftsbeteiligungen durch eine Personengesellschaft 
veräußert werden, deren Gesellschafter letztlich eine Kapi-
talgesellschaft ist. Dass der Veräußerungsgewinn im letzte-
ren Fall körperschaftsteuerfrei ist, steht demnach der Auf-
fassung des Steuergesetzgebers nicht entgegen, weil der 
erzielte Gewinn einer Mitunternehmerschaft stets zum 
Gewerbeertrag gehöre. Ebenso ist der Veräußerungsge-
winn aus der Veräußerung oder Aufgabe eines Betriebes 
oder Teilbetriebes einer Mitunternehmerschaft gewerbe-
steuerpflichtig, soweit der Gewinn nicht auf eine natürliche 
Person als unmittelbar beteiligten Mitunternehmer entfällt.  
 
 
Steuerliche Rahmenbedingungen auf Erwerberseite 
 
Gegenüber der vielfältigen Interessenlage, die sich für 
einen möglichen Veräußerer stellt, besteht das Interesse 
des Erwerbers vor allem darin, ohne Steuerbelastung das 
gezahlte Veräußerungsentgelt in steuerminderndes Ab-
schreibungspotential umzuwandeln. In der Regel strebt der 
Erwerber daher den Erwerb von Einzelwirtschaftsgütern 
und nicht den Kauf von Gesellschaftsrechten an. Nur bei 
Erwerb einzelner Wirtschaftsgüter kann er den Kaufpreis 
auch auf den Firmenwert verteilen und ihn auch hierdurch 
in Abschreibevolumen umsetzen. Deshalb wird der Erwer-
ber 
 
(1) eine möglichst steuereffektive Verteilung des Kaufprei-
ses auf die jeweils erworbenen Wirtschaftsgüter einschließ-
lich des Firmenwertes, 
(2) eine möglichst steuereffektive Aufdeckung möglicher 
stiller Reserven durch Restrukturierungsmaßnahmen nach 
der Akquisition und  
(3) ggfs. eine möglichst effektive Nutzung miterworbener 
Verlustvorträge anstreben sowie 

(4) darauf achten, dass er eine steueroptimale Finanzie-
rung des Kaufpreises erreicht und  
(5) schließlich darauf, dass keine zusätzlichen Belastungen 
durch Verkehrssteuern, wie die Grunderwerbsteuer entste-
hen.  
 
Umsatzsteuer 
 
Weder der Erwerb von Unternehmen bzw. Unternehmens-
anteilen, noch von Gesellschaftsrechten unterliegt der 
Umsatzsteuer. Dabei wird der umsatzsteuerrechtliche 
Begriff des Unternehmensteils ähnlich dem ertragsteuerli-
chen Begriff des Teilbetriebes ausgelegt.  
 
Grunderwerbsteuer 
 
Der Erwerb von Grundstücken unterfällt der Grunder-
werbsteuer, die 3,5% der Gegenleistung für das erworbene 
Grundstück beträgt. Eine Grunderwerbsteuerpflicht im 
Hinblick auf das Grundvermögen einer Personengesell-
schaft wird allerdings auch dann ausgelöst, wenn innerhalb 
von 5 Jahren mindestens 95% der Anteile dieser Perso-
nengesellschaft auf neue Gesellschafter übergehen. 
Grunderwerbsteuer fällt auch dann an, wenn sich im Be-
triebsvermögen der erworbenen Kapitalgesellschaft 
Grundstücke befinden und sich durch die Übertragung 
unmittelbar oder mittelbar mindestens 95% der Anteile der 
Gesellschaft in der Hand des Erwerbers vereinen.  
 
 
Gestaltungsmodelle 
 
Down Stream Merger 
 
Nach diesem Modell gründet der Käufer für den Erwerb der 
Anteile der Zielgesellschaft eine Tochtergesellschaft in der 
Rechtsform der GmbH. Die erworbene Gesellschaft wird in 
eine Personengesellschaft umgewandelt und die Tochter-
gesellschaft  der Käuferin anschließend auf die Perso-
nengesellschaft verschmolzen. Dieses Modell soll dazu 
dienen, einen steuerlich relevanten Verschmelzungsverlust 
auf der Ebene des Erwerbers zu begründen. Die Wirksam-
keit der steuerlichen Gestaltung ist jedoch umstritten: Das 
Modell dürfte zu einem nach dem Umwandlungssteuerge-
setz nicht abziehbaren Übernahmeverlust und deshalb zu 
keinem step up führen.  
 
Organschaftsmodell 
 
Im Rahmen dieses Modells werden im Ergebnis die nach 
den bis 2001 anwendbaren Mitunternehmer- und Kombina-
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tionsmodellen vorhandenen Ausschüttungsvorgänge durch 
organschaftsbedingte  Gewinnabführungen ersetzt.  
Die Zielgesellschaft begründet nach dem Erwerb aller 
Anteile (share deal) durch eine Akquisitions-GmbH & Co. 
KG (mit den Erwerbern als Kommanditisten) ein körper-
schaft- und gewerbesteuerliches Organschaftsverhältnis 
zur Akquisitions-GmbH & Co. KG. Anschließend veräußert 
sie alle ihre Wirtschaftsgüter an die Akquisitions-GmbH & 
Co. KG zum Teilwert und führt dann den bei ihr verein-
nahmten Veräußerungsgewinn an die Akquisitions-GmbH 
& Co. KG als Organträgerin ab. Die Gewinnabführung 
gehört bei der Akquisitions- und Organträger GmbH & Co. 
KG für die Gesellschafter zu deren steuerpflichtigen Ein-
künften aus Gewerbebetrieb. Jedoch wird nach dem Leit-
gedanken des Modells, die aus der organschaftlichen Ge-
winnabführung drohende Steuerbelastung mittels eine 
abführungsbedingten Teilwertabschreibung neutralisiert, 
wobei dieser Teilwertabschreibung nach der Neuregelung 
des § 3 c Abs. 2 S. 2 EStG allerdings das hälftige Abzugs-
verbot für Aufwendungen in Zusammenhang mit einer 
organschaftlichen Gewinnabführung entgegensteht. Damit 
schließt die Neuregelung aus, dass ein step up ohne Steu-
erbelastung gestaltet werden kann. 
 
Veräußerer-Umwandlungsmodell 
 
Bei der präakquisitorischen Umwandlung durch den Ver-
käufer wird empfohlen, dass noch vor der Anteilsveräuße-
rung die Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft, 
zumeist eine GmbH & Co. KG, umgewandelt wird und 
anschließend die Mitunternehmeranteile veräußert werden. 
In diesem Fall kann der Erwerber basierend auf der gesi-
cherten Rechtslage für den Erwerb von Anteilen an einer 
Personengesellschaft seinen Mehrpreis für die Differenz 
zwischen dem Kapitalkonto der Personengesellschaft und 
dem in den Wirtschaftsgütern verkörperten stillen Reserven 
über eine Ergänzungsbilanz und Abschreibungsvolumen 
umwandeln. Da das Modell regelmäßig mit einer Steuerbe-
lastung des Veräußerers einhergeht, wird es vor allem 
empfohlen, wenn es sich bei den Anteilen an der Zielge-
sellschaft um Sperrfrist behaftete einbringungsgeborene 
Anteile handelt, die ohnehin nur voll steuerpflichtig veräu-
ßert werden können. Der Nachteil des Modells ist, dass die 
Veräußerung eines Mitunternehmeranteils innerhalb von 5 
Jahren nach der Umwandlung bei einer natürlichen Person 
und Kapitalgesellschaften als Veräußerern und außerhalb 
der Frist bei Veräußerung einer Kapitalgesellschaft immer 
gewerbesteuerpflichtig ist. Außerdem kann die spätere 
Rückumwandlung der GmbH & Co. KG in eine Kapitalge-
sellschaft zu nachteiligen Steuerfolgen führen. 
 

Herausgegeben im Januar 2007. 
Der Beitrag ist in gekürzter Fassung entnommen aus dem 
CASTON REPORT Unternehmenskauf, Juni 2004 (2. Aufl.) 
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